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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 11 Ausgegeben Danzig, den 16. Februar 1938 
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höheren, Mittel⸗, Fach⸗, Berufs⸗ und Privatſchulen vom 1. Auguſt 19333. 51 
92 1938 Verordnung über Rei ſekoſtendergngtün sega. 8 51 


2. 2. 1938 Verordnung zur Abänderung der Rechtsverordnung über das Vermieten möblierter Zimmer 
an Fremde zum vorübergehenden Aufenthalt in Badeorten vom 15. Mai 1935 
8. 2. 1938 Verordnung zur Aenderung des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. 12. 1937 
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24 Rechtsverordnung 
zur Anderung der Rechtsverordnung zur Regelung der äußeren Angelegenheiten der höheren, Mittel⸗, 
Fach⸗, Berufs⸗ und Privatſchulen vom 1. Auguſt 1933. 
Vom 22. Januar 1938. 
Auf Grund von § 1 Ziff. 36 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 


vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden Ge⸗ 
ſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: ua 


Artikel I 
Der 5 19 der Rechtsverordnung zur Regelung der äußeren Angelegenheiten der höheren, Mittel“, 
Fach⸗, Berufs⸗ und Privatſchulen vom 1. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 368) wird geſtrichen. 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 22. Januar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
V. Greiſer Boeck 


25 Verordnung 
über Reiſekoſtenvergütung. 
Vom 9. Februar 1938. 

Auf Grund des 8 1 Ziff. 21 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän⸗ 
gernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

i I. Allgemeines 

8 1 
Geltungsbereich 

Dieſe Verordnung gilt für die Dienſtreiſen der Mitglieder des Senats (Senatoren), der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten und der Beamten der Gemeinden, Gemeindeverbände und ſonſtigen Körper⸗ 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

8 2 
Begriff der Dienſtreiſe 

(1) Eine Dienſtreiſe liegt vor, wenn ein Senator oder ein Beamter, um beſtimmte Dienſtge⸗ 
ſchäfte auszuführen, auf Anordnung oder mit Ermächtigung ſeines Vorgeſetzten ſich an einen außerhalb 

(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 24. 2. 1938.) 


* 
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der Gemeindegrenzen feines dienſtlichen Wohnſitzes oder tatſächlichen Wohnortes gelegenen Ort (Ge⸗ 
ſchäftsort) begibt, und wenn die Abweſenheit ſechs Stunden überſteigt. 

(2) Eine Dienſtreiſe liegt nicht vor, wenn der Geſchäftsort und die Gemeinde des dienſtlichen 
Wohnſitzes oder des tatſächlichen Wohnortes des Beamten derart benachbart ſind, daß ſie nach der Ver⸗ 
kehrsanſchauung örtlich oder wirtſchaftlich zuſammengehören (Nachbarorte). Welche Orte dies ſind, be⸗ 
ſtimmt der Senat. 

(3) Bei vorübergehender Abordnung zu einer auswärtigen Beſchäftigungsſtelle (8 12 Abi. 2) 
tritt an die Stelle des dienſtlichen Wohnſitzes oder des tatſächlichen Wohnortes der auswärtige Be⸗ 
ſchäftigungsort. 

83 
Vorausſetzung für Dienſtreiſen 

Dienſtreiſen dürfen nur ausgeführt werden, wenn dienſtliche Gründe ſie notwendig machen und 

der Zweck nicht auf andere Weiſe erreicht werden kann. 


II. Reiſekoſten vergütung 
8 4 
Stufeneinteilung 
Um die Senatoren und die Beamten für den durch die Dienſtreiſe verurſachten Mehraufwand zu 
entſchädigen, wird eine Reiſekoſtenvergütung nach folgender Stufeneinteilung gewährt: 
Reiſekoſtenſtuſe 
a) Senatoren Ia 
b) Beamte mit 
aufſteigenden Gehältern feften Gehältern Gehältern mit Mindeſt⸗ 


mit feſten Grundgehalts⸗ rund 10 5 en 
ſätzen (Abschn. iS (Abſchn. B) gen Aßſchn. © s 


= aus den Beſoldungsgruppen 
1a 3 und 4 


Ib 
1b bis 30 II 
4a bis 4h III 
5 bis 7b IV 
8a bis 11 N 


8 5 
Begriff der Reiſekoſtenvergütung 
Die Reiſekoſtenvergütung beſteht aus Fahrkoſtenentſchädigung einſchl. Entſchädigung für Fußweg⸗ 
ſtrecken, Tagegeld, Ubernachtungsgeld und Nebenkoſtenerſatz. 
A. Fahrkoſtenentſchädigung 
8 6 
Benutzung öffentlicher, regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel 
(1) Für Strecken, die mit öffentlichen, regelmäßig verkehrenden e zurückgelegt 
ſind, werden die Auslagen vergütet für das Befördern 


höchſtens in der 


a) | a 1. Wagen⸗ oder 1. Schiffsklaſſe 
b) der Beamten der Stufen 2. Wagen⸗ oder 1. Schiffsklaſſe 


Ib, II und aus der Stufe III der Be⸗ 
amten der Beſoldungsgruppen A Aa bis 
A 4c + 52 G ruhegehaltsfähige Zu⸗ 


lage 
c) der Beamten der Stufe III, 1 3. Wagen⸗ oder 2. Schiffsklaſſe 


ſoweit für fie nicht die Vorſchriften zu b) 
zutreffen, ſowie der Stufen IV und V | 


d) des notwendigen perſönlichen und dienſtlichen Gepäcks. 
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(2) Sind an einer Dienſtreiſe 
a) Senatoren und Beamte (8 4) oder 
b) Beamte verſchiedener Stufen ($ 4) 
beteiligt, und müſſen ſie auch während der Fahrt Dienſtgeſchäfte zuſammen erledigen, ſo können 
zu a) den Beamten mit Genehmigung des Senats dieſelben Fahrkoſten vergütet werden, wie den 
Senatoren, 
zu b) den Beamten der niedrigeren Stufen mit Genehmigung der vorgeſetzten Behörde dieſelben 
Fahrkoſten vergütet werden, wie den Beamten der höheren Stufe. 

(3) Schwerkriegsbeſchädigten, Oberſchenkelamputierten und Krückenträgern können bei Dienſtreiſen 
die Mehrauslagen für das Benutzen der 2. Wagen⸗ oder 1. Schiffsklaſſe erſtattet werden. Das gleiche 
gilt für Schwerkranke, wenn die Benutzung dieſer Klaſſen ärztlich als notwendig beſcheinigt wird. 

(4) Für Beamte kann durch den Senat allgemein genehmigt werden, daß ſie auf Dienſtreiſen, 
wenn ſie in Uniform fahren müſſen, die 2. Wagen: oder 1. Schiffsklaſſe benutzen dürfen, ſoweit fie 
nicht bereits nach Abſ. 1 hierzu berechtigt ſind. 

8 7 
Benutzung anderer Beförderungsmittel 

Ob und inwieweit für Wegſtrecken, die anders als mit öffentlichen, regelmäßig verkehrenden Be⸗ 
förderungsmitteln zurückgelegt werden, eine Entſchädigung gewährt wird, regelt der Senat. Für Weg⸗ 
ſtrecken, die nach Erreichen des Geſchäftsorts in, Ausübung des Dienſtgeſchäftes zu Fuß zurückgelegt 
werden, wird eine Entſchädigung nicht gezahlt. Ausnahmen beſtimmt der Senat. 


8 8 
Zu⸗ und Abgang, Benutzung von Beförderungsmitteln am Geſchäftsort 
Beim Zugang und Abgang zu und von den Beförderungsmitteln ſowie bei ſonſtiger notwendiger 
Benutzung von Beförderungsmitteln (auch der öffentlichen, regelmäßig verkehrenden) am Geſchäftsort 
werden für das Befördern des Senators oder des Beamten und des zum dienſtlichen und perſönlichen 
Gebrauch beſtimmten Gepäcks die notwendigen Auslagen in angemeſſenen Grenzen erſtattet. 


B. Tagegeld und Übernachtungsgeld 
8 9 
Betrag 
(1) Aus dem Tagegeld und Übernachtungsgeld ſind die Mehrausgaben der Dienſtreiſe zu be⸗ 
ſtreiten. Hierzu gehören insbeſondere die Koſten für Verpflegung und Unterkunft. 
(2) Es beträgt 
a) das Tagegeld für jeden vollen Kalendertag in 


Für Reiſen im Ge⸗ Für Reiſen 
biet der Freien nach 
Stadt Danzig Deutſchland 
Stufe. dia, a ae ren 16 8 12,— RM 
= | ee, eee 14 G 10,.— „ 
„ II 2s: 12 8 9,.— „ 
111CC00 ͤ VVT 9 8 7,.— „ 
„FF (( Et, 7G 580 
„ “ RO 6 G 4,60 „ 
b) das Übernachtungsgeld in 
Stuſe ! 12 9. RM 
55 I re 10 G 8,.— (5 
5% Inn 8 8 G 6,.— „ 
„ III RER 7 5. — „ 
% IVV ans Be > 6 4,.— „ 
7 EEE 5 3,50 „ 


(8) Für Dienſtreiſen nach Deutſchland zur Teilnahme an Verhandlungen wird zu dem Tage⸗ und 
bernachtungsgeld ein Zuſchlag von 25 v. H. gewährt. f ü 1 Fi 


* 
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(4) Beanſprucht eine Dienſtreiſe keinen vollen Kalendertag, jo beträgt das Tagegeld bei Abweſen⸗ 
heit von 
mehr als 6 bis 8 Stunden 0,3 des vollen Satzes, 
„ 2) 8 „ 12 2 0,5 77 7 „ U 
„ „ 12 Stunden den vollen Satz. 

Werden an einem Tage mehrere Dienſtreiſen ausgeführt, ſo wird jede Reiſe für ſich berechnet. 

(5) Die Sätze des Abſ. 4 werden auch für die Tage des Antritts und der Beendigung einer 
mehrtägigen Dienſtreiſe gezahlt. 

(6) Erſtreckt ſich eine bis zu 24 Stunden dauernde Dienſtreiſe auf 2 Kalendertage und wird ein 
Ubernachten nicht erforderlich, jo it das Tagegeld jo zu berechnen, als wenn die Dienſtreiſe an einem 
Kalendertage ausgeführt wäre, ſofern ſich nicht durch eine getrennte Berechnung für die einzelnen 
Kalendertage eine höhere Vergütung ergibt. 

(7) Bei einer Verſetzungsreiſe erhält der Beamte für den Tag der Ankunft am neuen Dienſtort 
immer ein volles Tagegeld und ein Übernachtungsgeld. $ 10 bleibt anwendbar. Vorausſetzung iſt, 
daß der bisherige und der neue Dienſtort nicht Nachbarorte im Sinne des § 2 Abſ. 2 ſind. 


8 10 
Kürzung des Tages und Übernachtungsgeldes 
(1) Wird auf der Dienſtreiſe von Amts wegen unentgeltliche Tagesverpflegung gewährt, ſo 
werden 25 vom Hundert des vollen Tagegeldes belaſſen. 


(2) Wird Unterkunft von Amts wegen unentgeltlich bereitgeſtellt oder werden Auslagen für das 
Benutzen von Schlafwagen oder Kabinen erſtattet, ſo werden 25 vom Hundert des Übernachtungs⸗ 
geldes belaſſen. 


(3) In beſonderen Fällen kann der Senat von der Regelung in Abſ. 1 und 2 abweichen. 


C. Nebenkoſtenerſatz 
8 11 
Begriff und Amfang der Erſtattung 


Andere Aufwendungen, die zum Erreichen des Zwecks der Dienſtreiſe gemacht werden müſſen, 
werden als Nebenkoſten in der nachgewieſenen Höhe erſtattet. Die nähere Regelung trifft der Senat. 


III. Ermäßigte Neiſekoſten vergütung 
5 8 12 
Ermäßigte Vergütung bei längerem Aufenthalt an einem Geſchäftsort 

(1) Bedingt eine Dienſtreiſe einen Aufenthalt von mehr als ſieben Tagen an demſelben aus⸗ 
wärtigen Geſchäftsort, jo find das Tagegeld und das Übernachtungsgeld vom achten Tage an nach 
näherer Beſtimmung des Senats zu ermäßigen. In beſonderen Fällen kann der Senat vom achten 
Tage an eine Vergütung bis zur Höhe des vollen Tage⸗ und Übernachtungsgeldes bis zu weiteren 
14 Tagen bewilligen. 

(2) Ob und welche Vergütungen Beamte erhalten, die vorübergehend zu einer auswärtigen Be⸗ 
ſchäftigungsſtelle oder zu Lehrkurſen und dergleichen abgeordnet werden, beſtimmt der Senat. 


Bezirkstagegeld, Bezirksüber nachtungsgeld, Pauſchvergütung, 
Aufwandsentſchädigung 
(1) Der Senat kann an Stelle der Reiſekoſtenvergütung nach Abſchnitt TI ermäßigte Vergütungen 
(Bezirkstagegeld, Bezirksübernachtungsgeld, Pauſchvergütung oder e feſtſetzen. 
1. für Dienſtreiſen eines Beamten, 
a) dem ein Amts⸗ oder Dienſtbezirk zugewieſen it, ° ‘ 
b) der durch die Art feiner Dienſtgeſchäfte zu häufigen Dienſtreiſen genötigt ift, 
2. für einzelne Dienſtzweige und Dienſtgeſchäft/// >. 5 
3. für beſtimmte, wiederkehrende Dienſtreiſen nach demſelben Ort oder in demſelben Bezirk. 
(2) Bei auswärtigen Dienſtgeſchäften, die zu den regelmäßigen Dienſtaufgaben des Beamten ge⸗ 


hören, wird keine Reiſekoſtenvergütung nach Abſchnitt II gewährt. Ob und inwieweit eine 5 
Vergütung gewährt werden kann, beſtimmt der Senat. 8 
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IV. Sonder vorſchriften 
Ss 14 
Andere Aufwendungen außerhalb der Dienſtſtelle 
Iſt ein Senator oder ein Beamter bei auswärtigen Dienſtgeſchäften, die nicht als Dienſtreiſen im 
Sinne des § 2 gelten, genötigt, Beförderungsmittel zu benutzen, ſo werden die entſtandenen Auslagen 


in Grenzen der Beſtimmungen der SS 6 bis 8 erſetzt. Ferner können auch andere bei ſolchen Dienſt⸗ 
geſchäften entſtandene unvermeidbare Auslagen erſtattet werden. 


8 15 
Vergütungen an Nichtbeamte 
Nichtbeamtete Perſonen, die als Sachverſtändige oder Mitglieder von Kommiſſionen und der- 
gleichen für den öffentlichen Dienſt tätig werden, erhalten Reiſekoſtenvergütung nach näherer Beſtim⸗ 
mung des Senats. 
8 16 
Zuſchuß zum Tagegeld und Übernachtungsgeld 
Hat eine Dienſtreiſe nachweislich außergewöhnliche Koſten verurſacht, die aus dem Tagegeld und 
dem Übernachtungsgeld zu beſtreiten waren, aber aus ihrem Geſamtbetrage nicht gedeckt werden 
konnten, ſo bewilligt der Senat zur Deckung der als unvermeidlich anerkannten weiteren Ausgaben 
einen Zuſchuß. 
V. Schlußvorſchriften 
§ 17 
Erlöſchen des Anſpruchs 
Der Anſpruch auf Reiſekoſtenvergütung erliſcht, wenn er nicht binnen eines Jahres nach Beendi⸗ 
gung der Dienſtreiſe bei der zuſtändigen Behörde geltend gemacht wird. Das gleiche gilt für Koſten⸗ 
erſtattungsanſprüche auf Grund der bisherigen Beſtimmungen aus Dienſtreiſen, die vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung ausgeführt worden ſind. 
Ss 18 
Ausführungsbeſtimmungen 
Der Senat iſt ermächtigt, Beſtimmungen zur Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung zu 
erlaſſen. Ihm bleibt auch vorbehalten, Sonderbeſtimmungen für Auslandsdienſtreiſen zu erlaſſen. 


§ 19 
Inkrafttreten 

(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Februar 1938 in Kraft. Für Dienſtreiſen, die vor dem 
1. Februar 1938 angetreten und an dieſem Tage oder ſpäter beendet werden, verbleibt es bei den bis⸗ 
herigen Beſtimmungen. 

(2) Dieſe Verordnung tritt an die Stelle des Geſetzes betreffend die Reiſekoſten der Staats⸗ 
beamten vom 20. Juni 1923 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 24. Juni 1931 (G. Bl. ©. 581). 
Iſt auf die bisherigen Geſetze und Verordnungen in anderen Vorſchriften verwieſen, ſo treten an ihre 
Stelle die entſprechenden Vorſchriften dieſer Verordnung und der dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. 

Danzig, den 9. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
PZI. 2200. Greiſer Dr. Hoppenrath 


26 Verordnung 


zur Abänderung der Rechtsverordnung über das Vermieten möblierter Zimmer an Fremde zum vor⸗ 
übergehenden Aufenthalt in Badeorten vom 15. Mai 1935 (G. Bl. S. 665). 
Vom 2. Februar 1938. 


Auf Grund des S 1, Ziffer 65, 66 und 79 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


x 
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Artikel I 
§ 5, Abſ. 1 der Verordnung über das Vermieten möblierter Zimmer an Fremde zum vor⸗ 
übergehenden Aufenthalt in Badeorten vom 15. Mai 1935 (G. Bl. S. 665) erhält folgende Faſſung: 
„Wer Zimmer vermietet, ohne daß durch ihn die im § 1 vorgeſchriebene Anmeldung erfolgt 
iſt oder nachdem ihm die Vermietung nach $ 3 unterſagt iſt, desgleichen wer die gemäß 8 2 
erlaſſenen Anordnungen der örtlichen Kur- und Badeverwaltungen nicht befolgt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 120,— Gulden oder Haft bis zu 6 Wochen beſtraft.“ 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 2. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


27 Verordnung 
zur Anderung des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. 12. 1937 (G. Bl. S. 648). 
Vom 8. Februar 1938. 

Gemäß $ 1 Ziffer 53 Buchſt. e und S 2 und f des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Artikel ! 
8 16 Abſ. 2 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Dezember 1937 (G. Bl. S. 648) erhält folgende 


Faſſung: 

„Die nach § 14 Abſ. 4 bemeſſene Gewerbeſteuer iſt gleichzeitig mit den Umſatzſteuervor⸗ 
auszahlungen gemäß § 13 des Umſatzſteuergeſetzes zu entrichten. Das Steueramt kann ver⸗ 
langen, daß für die nach § 14 Abſ. 4 bemeſſene Gewerbeſteuer Sicherheit geleiſtet wird. Die 
näheren Beſtimmungen hierzu trifft das Landesſteueramt.“ 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1938 in Kraft. 


Danzig, den 8. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Fee Greiſer Dr. Hoppenrath 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Bau Ausgabe A u. B je 3,75 G. 
1 für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben a der zuftändigen Poftaſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) e zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
70 Einrückungsgebühren betragen für die Fweldelvaliene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
| k Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


